
   

Wirtschaftswende statt Wunschdenken       

Die führenden Wirtschaftsforschungsinstitute haben ihre 

Prognose für das Wirtschaftswachstum 2024 weiter gesenkt. 

Sie erwarten nun eine schwächere wirtschaftliche Entwick-

lung in Deutschland. Laut ihrer Diagnose wird das Bruttoin-

landsprodukt in diesem Jahr um 0,1 Prozent schrumpfen. 

Bereits im Frühjahr hatten die Institute ihre Erwartungen 

deutlich reduziert und nur ein geringes Plus von 0,1 Prozent 

prognostiziert.  

Die Bundesregierung hat ihre Wachstumsprognose auf minus 

0,2 Prozent korrigiert, nachdem sie zuvor noch ein leichtes 

Plus von 0,3 Prozent erwartet hatte. Die OECD geht davon 

aus, dass Deutschland mindestens bis 2025 eine der am lang-

samsten wachsenden Industrienationen bleibt. Bereits 2023 

sank die Wirtschaftsleistung um 0,3 Prozent. Es wäre das 

zweite Mal in der Geschichte der Bundesrepublik nach 

2002/2003, dass das Bruttoinlandsprodukt zwei Jahre in Fol-

ge zurückgeht. Dies wird negative Folgen für den Arbeits-
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markt, die Steuereinnahmen und die Sozialversicherungen 

haben.  

Die Bundesregierung hat die Schwere der wirtschaftlichen 

Situation noch nicht erkannt. Durch planlose Entscheidun-

gen, internen Streit und unklare Förderprogramme sorgt sie 

für Verunsicherung bei Unternehmen und Verbrauchern. 

Sie trägt maßgeblich zur schlechten Lage der deutschen 

Wirtschaft im europäischen Vergleich bei. 

Deutschland muss ein starkes Wirtschafts- und Industrie-

land bleiben. Der Wirtschaftsstandort Deutschland muss 

wieder wachsen. Dafür muss die Bundesregierung dringend 

Maßnahmen ergreifen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu 

verbessern. Dazu gehören wettbewerbsfähige Energieprei-

se, ein Belastungsmoratorium, weniger Bürokratie und eine 

Reform der Unternehmenssteuern. Es braucht schnelle Ent-

lastungen für die Wirtschaft und einen Pakt für Leistung, um 

Arbeit und Mehrarbeit wieder attraktiver zu machen.  
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In Deutschland engagieren sich rund 30 Millionen Men-

schen ehrenamtlich in mehr als 600.000 gemeinnützigen 

Vereinen, Verbänden, Körperschaften und Initiativen in 

Sport- und Kulturvereinen, in den Kirchen oder der Wohl-

fahrtspflege, bei der Feuerwehr, beim Roten Kreuz und im 

Technischen Hilfswerk, im Natur- und Umweltschutz – ganz 

allgemein beim Einsatz für unsere Gesellschaft. Besonders 

in ländlichen Regionen ist ehrenamtliches Engagement eine 

tragende Säule für ein lebendiges und funktionierendes 

Gemeinwesen. Ehrenamtlern gebührt dafür große Anerken-

nung. Trotz dieses Engagements sehen sich viele Ehrenamt-

ler und Vereine mit zunehmender Bürokratie und staatli-

chen Auflagen konfrontiert, die das Engagement und die 

Vereinsarbeit erheblich erschweren.  

Ehrenamt und Vereinsarbeit sind ein Rückgrat unserer Ge-

sellschaft. Wir wollen die Ehrenamtler entlasten, Bürokratie 

abbauen und so Engagement attraktiver gestalten.  Mit 

unserem Antrag machen wir konkrete Vorschläge zur Ent-

lastung der ehrenamtlichen Arbeit und zur Förderung des 

Ehrenamts. Wir wollen die Bürokratiebelastung senken und 

25 % der Bürokratiebelastung für gemeinnützige Vereine 

abbauen. Für jede neu eingeführte Belastung muss doppelt 

so viel Bürokratie abgebaut werden („One in – two out.“).  

Haftungsrisiken für ehrenamtliche Vorstände wollen wir 

reduzieren und Vereine von Kosten und Aufwand – etwa 

bei der notariellen Beglaubigung von Registeranmeldungen 

– entlasten. Die Prüfungsintervalle des Finanzamts für Ge-

meinnützigkeit und Umsatzsteuerpflicht wollen wir verein-

fachen. Schließlich setzen wir uns auch für eine Anhebung 

der Übungsleiter- und Ehrenamtspauschalen sowie eine 

Anhebung der Freigrenze für Einnahmen aus wirtschaftli-

chem Geschäftsbetrieb ein. Ehrenamtler brauchen weniger 

Belastungen, mehr Rechtssicherheit und umfassende ge-

sellschaftliche Anerkennung. 

Engagement fördern, Ehrenamt stärken, Vereine entlasten  

Nachhaltige Forstwirtschaft - auch ohne neues Waldgesetz 

„Die Ergebnisse zeigen, dass es regional deutliche Unter-

schiede gibt, was den Zustand unserer Wälder angeht. Nur 

mit einer nachhaltigen forstwirtschaftlichen Nutzung und 

der Verwendung von klimaangepassten Baumarten können 

wir Wälder und Klima konsequent schützen. Bundesland-

wirtschaftsminister Cem Özdemir versucht stattdessen, die 

Bundeswaldinventur für seine politische Kampagne zu nut-

zen. Mit der Brechstange will er das Bundeswaldgesetz no-

vellieren. Für einen konsequenten Wald- und Klimaschutz 

ist das überflüssig. Denn unsere Waldbauern brauchen kei-

ne starren Regelungen und nicht noch mehr Bürokratie, um 

die Potenziale des Klimaschutzes, der Biodiversität und der 

Wertschöpfung weiter zu heben.“   

Albert Stegemann, agrarpolitischer Sprecher der CDU/CSU

-Bundestagsfraktion, zu den in dieser Woche veröffent-

lichten Ergebnissen der vierten Bundeswaldinventur.  
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„Auch in der Umsatzsteuer haben die Beratungen zum Jah-

ressteuergesetz bisher vor allem zu Verunsicherung ge-

führt. Im Regierungsentwurf wollte die Ampel die Vermie-

tung von Sportanlagen umsatzsteuerfrei stellen. Dies hätte 

zu erheblichen Finanzierungsproblemen der Sportanlagen 

von Kommunen und Vereinen geführt. Zwar begrüßen wir, 

dass die Umsatzsteuerbefreiung nun gestrichen wird. Den-

noch ist es widersprüchlich, dass die Bundesregierung zu-

nächst behauptete, dass damit zwingende EU-Vorgaben 

umgesetzt werden.  

Wegen der vorgeschlagenen Umsatzsteuerbefreiung für 

Bildungsleistungen sind Musik-, Schwimm- und Volkshoch-

schulen weiterhin enorm verunsichert, ob künftig z.B. der 

Geigenunterricht für Kinder weiterhin umsatzsteuerfrei 

bleibt oder künftig 19 % teurer wird.   

Den Gipfel parlamentarischer Missachtung hat die Ampel 

aber damit erreicht, dass sie künftig Anpassungen des pau-

schalen Umsatzsteuersatzes für kleine und mittlere Bauern-

höfe behördlich festsetzen möchte. Für die Festsetzung von 

Steuersätzen ist aber ausschließlich das Parlament verant-

wortlich. Die Ampel muss sich hier auch unliebsamen De-

batten stellen, statt sie dem Parlament vorzuenthalten.“  

Fritz Güntzler, zuständiger der Berichterstatter der CDU/

CSU-Bundestagsfraktion zur Beratung der Ergebnisse der 

Anhörung zum Jahressteuergesetz 2024 in dieser Woche  

 

Jahressteuergesetz 2024 beraten 

Deutsche Wirtschaft braucht ein Boost-Programm 

„Der grüne Wirtschaftsabsturz ist da, wie nun selbst Bun-

deswirtschaftsminister Robert Habeck zugeben und die 

Rezession einräumen musste. Dennoch hätte die Ampel-

Koalition mit dem Haushaltsentwurf 2025 des zentralen, 

wie bedeutenden, Wirtschaftsministeriums eine Initialzün-

dung für Wachstum setzen können. Diese Chance ist ver-

tan. Stattdessen werden über 800 Millionen Euro aus dem 

wirtschaftlich bedeutenden Förderhaushalt gekürzt – das 

sind fast 8 Prozent. Zahlreichen Programmen mit Ausstrah-

lung auf ganze Branchen und Regionen droht der Förder-

stopp. Die Ausstattung einiger Programme erwecken den 

Eindruck, dass man in der Ampel nur noch bis zur anstehen-

den Bundestagswahl rechnet. Dem setzen wir, als CDU/

CSU, ein solides Wirtschaftswachstumspaket für Unterneh-

men und Handwerk entgegen.“    

Andreas Mattfeldt, zuständiger Berichterstatter der Union 

im Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages zur 

Einzelplanberatung des Etats des Bundeswirtschaftsminis-

teriums  zum Bundeshaushalt 2025.   
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Die Bilder des Terrorangriffs der Hamas auf Israel am 7. 

Oktober 2023 haben sich in unser Gedächtnis eingebrannt. 

Unsere Gedanken sind seither bei den unschuldigen Op-

fern, bei den Geiseln sowie bei ihren Angehörigen. Auch ein 

Jahr nach dieser Zäsur tut Israel weiter das Notwendige, um 

seine eigene Sicherheit wiederherzustellen. Der Iran und 

seine verbündeten Terrororganisationen – Hamas, Hisbol-

lah und Huthi – attackieren die einzige Demokratie der Re-

gion weiter ununterbrochen. Den israelischen Streitkräften 

ist es gelungen, die Führungsstrukturen dieser Organisatio-

nen entscheidend zu schwächen. “Deutsche Staatsräson“ 

und Solidarität mit Israel wurden dagegen mehrfach durch 

fragwürdiges Abstimmungsverhalten der Bundesregierung 

in den Vereinten Nationen oder durch unpassende Kommu-

nikation des Auswärtigen Amtes düpiert. 

Ein Jahr nach jenem 7. Oktober 2023 sehen wir leider auch 

einen steigenden Antisemitismus in Deutschland. Wir sind 

Zeugen einer in der Nachkriegsgeschichte bisher nicht da-

gewesenen Zurschaustellung von Hass, Hetze und offenem 

Antisemitismus auf unseren Straßen. Demonstranten erklä-

ren offen ihre Unterstützung für die Hamas oder andere 

militante palästinensische Gruppen und bejubeln den Tod 

von Jüdinnen und Juden. Viel zu oft vernehmen wir in Erklä-

rungen aus dem Kunst- und Kulturbetrieb oder aus den 

Hochschulen eine Verharmlosung des Hamas-Terrors. Anti-

semitische Einstellungen drohen in weiteren Teilen der Ge-

sellschaft salonfähig zu werden. Seit Jahresbeginn re-

gistrierte die Polizei mehr als 3.200 antisemitische Strafta-

ten – eine Verdopplung gegenüber dem Vorjahreszeitraum. 

Insgesamt zählt die deutsche Polizei seit dem 7. Oktober 

2023 knapp 8.500 antisemitisch motivierte Straftaten. 

Wir stehen ohne Wenn und Aber klar an der Seite Israels 

sowie unserer jüdischen Mitbürgerinnen und Mitbürger in 

Deutschland. Israel hat das völkerrechtlich verbriefte Recht 

und gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern auch die 

Pflicht, sich gegen Angriffe zu verteidigen und zu behaup-

ten. Unser demokratischer Staat darf nicht dulden, wenn 

auf deutschen Straßen die Existenz Israels in Frage gestellt 

und Jüdinnen und Juden bedroht und angegriffen werden. 

Der Rechtsstaat muss jede Form antisemitischer Gewaltver-

herrlichung unterbinden – mit allen gebotenen Mitteln. 

Meinungsfreiheit endet dort, wo zur Vernichtung Israels 

aufgerufen, Juden der Tod gewünscht oder der Holocaust 

geleugnet wird. Die Ereignisse in Deutschland in den Mona-

ten seit dem 7. Oktober 2023 haben gezeigt, dass wir den 

Kampf gegen Antisemitismus in unserem Land noch ent-

schlossener führen müssen.  

Staatsräson und Solidarität für Israel müssen im Inland, im 

Ausland sowie in internationalen Organisationen unmiss-

verständlich sein. Die Sicherheit Israels ist unverrückbare 

Voraussetzung für eine Befriedung des Nahost-Konflikts. 

Dazu muss sich Israel unserer vollen Unterstützung sicher 

sein. Wir stehen zudem fest an der Seite der Jüdinnen und 

Juden in Deutschland. Sie müssen in ihrem Land sicher sein 

und ohne Angst leben können. Antisemitismus darf in 

Deutschland keinen Platz haben. 

Jahr 1 nach dem terroristischen Überfall auf Israel  
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schnellstens wirksam zur Verantwortung ziehen und Zollpoli-

zei schaffen“ sowie unseres Entschließungsantrags zum Ge-

setzentwurf der Bundesregierung zur Stärkung der risikoba-

sierten Arbeitsweise der Financial Intelligence Unit 

(Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen/FIU) auf. 

Darüber bringen wir eine Vielzahl neuer Forderungen ein. 

Insbesondere fordern wir, eine Zollpolizei zu schaffen und 

diese mit den erforderlichen rechtlichen Grundlagen und 

Kompetenzen auszustatten. Damit wollen wir sicherstellen, 

dass Sanktionen effektiv durchgesetzt und die Bekämpfung 

der Geldwäsche erleichtert wird. Der Antrag sollte ursprüng-

lich parallel zum Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz 

zur Verbesserung der Bekämpfung von Finanzkriminalität 

abgeschlossen werden. Der Entwurf ist jedoch – wieder ein-

mal – innerhalb der Koalition aufgrund von internen Streitig-

keiten blockiert. 

Wir haben außerdem zwei Gesetzentwürfe erstmalig beraten, 

die der Stärkung der Resilienz des Bundesverfassungsgerichts 

dienen: Den Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Grund-

gesetzes (Artikel 93 und 94) sowie für ein Gesetz zur Ände-

rung des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes und des Unter-

suchungsausschussgesetzes. Diese haben wir gemeinsam mit 

den Koalitionsfraktionen eingebracht. Mit dieser Änderung 

des Grundgesetzes werden wir bestimmte Strukturprinzipien 

des Bundesverfassungsgerichts im Grundgesetz festschrei-

ben. Dies betrifft: Den Status des BVerfG als Verfassungsor-

gan; den Schutz der Grundstruktur des Gerichts, also die Glie-

derung in zwei Senate und die Zahl der Richter (8 pro Senat); 

die Amtszeit (12 Jahre) und die Altersgrenze (68 Jahre) der 

Bundesverfassungsrichter, sowie den Ausschluss der Wieder-

wahl von Bundesverfassungsrichtern, sowie die Fortführung 

der Amtsgeschäfte nach Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl 

eines Nachfolgers. Darüber hinaus schreiben wir die Bin-

Die Woche im Plenum  

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion  

Unseren Antrag Cyberresilienz stärken und kritische Infra-

strukturen wirksam schützen – NIS-2-Richtlinie unverzüglich 

umsetzen haben wir in dieser Woche abschließend beraten. 

Darin fordern wir die zügige Umsetzung der NIS-2-Richtlinie 

der Europäischen Union. Mit dieser Richtlinie soll die Cybersi-

cherheit kritischer Infrastrukturen in Deutschland erhöht und 

das Cybersicherheits-Niveau europaweit angehoben werden. 

Wir fordern die Bundesregierung auf, unverzüglich einen ab-

gestimmten Gesetzentwurf vorzulegen, gezielte Beratung für 

KRITIS-Betreiber bereitzustellen und das Bundesamt für Si-

cherheit in der Informationstechnik (BSI) mit Ressourcen für 

ein tagesaktuelles Cybersicherheitslagebild auszustatten. Wir 

treten darüber hinaus dafür ein, Doppelstrukturen zwischen 

EU und Mitgliedsstaaten sowie innerhalb der Mitgliedsstaaten 

zu vermeiden. Meldepflichten müssen digital erfüllt werden. 

Wir legen damit ein umfassendes Konzept vor, um Sicherheit 

und Resilienz Deutschlands in der digitalen Ära zu gewährleis-

ten. Zum Ende der Sitzungswoche befassen wir uns außerdem 

auch noch in erster Beratung mit dem Entwurf der Bundesre-

gierung für ein Gesetz zur Umsetzung der NIS-2-Richtlinie und 

zur Regelung wesentlicher Grundzüge des Informationssicher-

heitsmanagements in der Bundesverwaltung.  

In dieser Sitzungswoche schlossen wir die parlamentarischen 

Beratungen zu unserem Antrag Geldwäsche, Terrorismus- 

und Extremismusfinanzierung konsequent bekämpfen – Kri-

tikpunkte aus Deutschlands Geldwäsche-Zeugnis beheben, 

Ermittlungsinstrumente bei unklaren Vermögen und Zollpoli-

zei schaffen ab. Mit dem Antrag greifen wir mehrere Punkte 

des im Zuge des Zweiten Sanktionsdurchsetzungsgesetzes 

eingebrachten Antrags „Sanktionierte russische Oligarchen 
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Rahmen der Krankenhausreform zu einer Verschlechterung 

der Versorgungslage kommt. Schwangere und Familien brau-

chen eine wohnortnahe, qualitativ hochwertige stationäre 

und ambulante Versorgung. Daher schlagen wir u.a. vor, heb-

ammengeleitete Kreissäle stärker zu fördern, das Hebammen-

stellenförderprogramm weiterzuentwickeln sowie berufliche 

Weiterbildungsmöglichkeiten für die Hebammen zu stärken. 

Wir wollen die Länder darin unterstützen, analog zur Land-

arztquote die Einführung einer Kinderarztquote zu prüfen und 

hierfür gesonderte Studienplätze zur Verfügung zu stellen 

sowie Kinder- und Jugendmedizin als verpflichtenden Teil der 

Ausbildung festhalten. Neben Verbesserungen in der Weiter-

bildung wollen wir die Auszubildenden in der Pflege noch 

besser auf ihre Tätigkeit in der pädiatrischen Versorgung vor-

bereiten und die Neustrukturierung der Perinatalzentren ge-

setzlich regeln. Mit unserem Antrag stellen wir wichtige Ver-

besserungen in der medizinischen Versorgung von Kindern 

und Jugendlichen in den Mittelpunkt. Die Ampel hat in dieser 

Legislaturperiode bisher nichts Gleichwertiges auf den Weg 

gebracht. 

In erster Lesung haben wir unseren Entwurf für ein Gesetz 

zum Schutz von Vollstreckungsbeamten und Hilfeleistenden 

beraten. Mit diesem Gesetz wollen wir die strafgesetzlichen 

Normen ausweiten und verschärfen, die Angriffe auf Vollstre-

ckungsbeamtinnen und -beamte sowie ihnen gleichgestellte 

Personen (§ 115 Absatz 3 StGB), aber auch auf allgemein Hil-

feleistende besonders unter Strafe stellen. Polizisten, Feuer-

wehrleute, Sanitäter und andere Einsatzkräfte stehen täglich 

mit ihrer Arbeit und oft auch mit ihrem Leben für unser aller 

Sicherheit ein. Mit unserem Gesetzentwurf wird der Strafrah-

men für Angriffe auf Vollstreckungsbeamte und Hilfeleistende 

deutlich angehoben. Zudem wird der Schutz auf Situationen 

erweitert, in denen die Tat „in Beziehung auf“ den Dienst 

dungswirkung der Entscheidungen des Gerichts im Grundge-

setz fest. Dabei stellen wir auch klar, dass der Gesetzgeber 

nicht daran gehindert ist, ein vom BVerfG für nichtig erklärtes 

Gesetz erneut – in verfassungsgemäßer Form – in Kraft zu 

setzen. Überdies schreiben wir die Geschäftsordnungsautono-

mie des Gerichts fest – so wie andere Verfassungsorgane 

auch, gibt das BVerfG sich eine Geschäftsordnung. Zur krisen-

festen Gestaltung der Richterwahl nehmen wir eine Öffnungs-

klausel ins Grundgesetz auf. Damit wird der Gesetzgeber er-

mächtigt, das Recht zur Wahl von Verfassungsrichtern vom 

Bundestag auf den Bundesrat und umgekehrt übergehen zu 

lassen, wenn in einem der beiden Wahlorgane eine Sperrmi-

norität von mehr als einem Drittel besteht, welche die Wahl 

von Verfassungsrichtern tatsächlich blockiert. Eine entspre-

chende einfachgesetzliche Regelung wird in § 7a BVerfGG 

eingefügt. Unserer Fraktion war wichtig, dass wir die Resilienz 

des Verfassungsgerichts stärken, dessen Status und Befugnis-

se aber unangetastet lassen. Dem wird der mit den Ampel-

Fraktionen gefundene Kompromiss gerecht. Es werden ledig-

lich Regelungen, die aktuell einfachgesetzlich im BVerfGG nor-

miert sind, verfassungsrechtlich gesichert. Inhaltlich ändert 

sich nichts, aber die Vorgaben sind zukünftig nur noch mittels 

verfassungsändernder Zweidrittelmehrheit in Bundestag und 

Bundesrat änderbar.  

Geburtshilfe und medizinische Versorgung von Kindern und 

Jugendlichen in Deutschland zukunftsfest machen.  Gute 

Versorgung unserer Kleinsten und deren Familien muss hohe 

Priorität haben. Neben einer auskömmlichen Finanzierung 

braucht es Kooperation zwischen Fachärzten, Hebammen, 

Pflegekräften und Medizinischen Fachangestellten. Kurz: Es 

braucht das richtige Team am richtigen Ort. Die zentrale For-

derung unseres Antrags – den wir in dieser Woche erstmalig 

beraten haben – lautet: Wir wollen verhindern, dass es im 



 7 

Zudem treten wir dafür ein, wirkungsvolle Anreize zu 

schaffen, um den Absatz der deutschen Automobilindustrie 

zu stärken. Mit Blick auf die aktuelle Dynamik bei den Fahr-

zeugzulassungen wird deutlich, dass das von der Ampel for-

mulierte Ziel von mindestens 15 Millionen vollelektrischen 

Pkw bis 2030 nicht zu erreichen ist.  Die Ampel-Politik hat das 

Vertrauen in die Technologie in den vergangenen Jahren zer-

stört. Jetzt müssen wir umsteuern. 

Mit unserem Antrag Damit Mobilität nicht zum Luxus wird – 

Für einen bezahlbaren Autoführerschein – den wir in dieser 

Woche abschließend beraten haben – setzen wir uns für eine 

Reform der Fahrschulausbildung und Prüfungsverfahren ein. 

Wir wollen, dass Mobilität insbesondere für junge Menschen 

im ländlichen Raum erschwinglich bleibt. Die Kosten für den 

Führerscheinerwerb sind in den letzten Jahren stark gestie-

gen, und die Wartezeiten für Prüfungen haben sich verlän-

gert. Das erschwert den Zugang zur Mobilität. Wir fordern die 

Bundesregierung auf, die Ausbildung von Fahrlehrern zu Fahr-

prüfern zu erleichtern, mehr Prüftermine zu ermöglichen und 

die Fahrschüler-Ausbildungsordnung zu flexibilisieren. Zudem 

soll das Antragsverfahren für Führerscheine digitalisiert und 

die Integration von Fahrsimulatoren in die Ausbildung ermög-

licht werden. Ziel ist es, die Kosten zu senken, die Bürokratie 

zu reduzieren und die Ausbildungsqualität zu sichern. So för-

dern wir die individuelle Mobilität und erhöhen gleichzeitig 

die Verkehrssicherheit.  

Betrug mit gefälschten Klima-Zertifikaten lückenlos aufklä-

ren – Zu Unrecht ausgestellte Zertifikate aberkennen. Mit 

unserem Antrag greifen wir die beiden derzeit vorherrschen-

den Betrugsfälle im Bereich der Klimaschutzmaßnahmen im 

Verkehrssektor auf. Zum einen scheint die Europäische Union 

begangen wird, auch außerhalb einer direkten Diensthand-

lung. Zudem greift der Gesetzentwurf die Problematik der 

zunehmenden Gewalt durch Patienten und deren Angehöri-

gen in Arztpraxen und Krankenhäusern auf. Wir erweitern den 

strafrechtlichen Schutz auf Angehörige der Gesundheitsberufe 

wie Ärzte, Zahnärzte und Psychotherapeuten, die ebenfalls 

zunehmend von Gewalt betroffen sind. Parallel zu unserem 

Vorschlag debattieren wir auch den von der Bundesregierung 

eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Strafgesetzbuches – Stärkung des Schutzes von Vollstre-

ckungsbeamten und Rettungskräften sowie von dem Gemein-

wohl dienenden Tätigkeiten.  

Elektromobilität in Deutschland verlässlich, nachhaltig und 

mit realistischen Zielen vorantreiben. Um die Klimaschutzzie-

le im Verkehr zu erreichen und die Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Automobilindustrie zu sichern, muss der Ausbau 

der Elektromobilität zügig vorangetrieben werden. Wir wollen 

die Elektromobilität weiterentwickeln und die Ladeinfrastruk-

tur ausbauen, um so das Vertrauen der Bürger wieder zu stär-

ken. Die Bürger sollen selbst wählen können, wie sie sich fort-

bewegen – starre staatliche Vorgaben lehnen wir ab. Dazu 

stellen wir in unserem Antrag – den wir in dieser Sitzungswo-

che erstmals beraten haben – insgesamt 20 Forderungen auf. 

Insbesondere fordern wir den Ausbau der Ladesäuleninfra-

struktur zur Verwirklichung einer bedarfsgerechten Versor-

gung in Deutschland auf marktwirtschaftlicher Basis. Die Bun-

desregierung soll zudem Maßnahmen gegen die zu hohen 

Ladekosten ergreifen und die Genehmigungsverfahren für den 

Aufbau von Ladeinfrastruktur drastisch beschleunigen. Beim 

Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur ist zudem immer deren 

Barrierefreiheit in den Blick zu nehmen. Eine Versorgungs-

auflage für Tankstellen im Rahmen der Änderung des Gebäu-

de-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes lehnen wir ab. 
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daraus folgende Beschleunigung der Genehmigungsverfahren 

insbesondere im wasser- und bergrechtlichen Genehmigungs-

verfahren eine zentrale Rolle ein. Diesen Anlagen wird ein 

überragendes öffentliches Interesse zugeteilt; zudem werden 

unionsrechtliche Vorgaben umgesetzt (ein mögliches weite-

res Vertragsverletzungsverfahren steht dazu im Raum). Wir 

sehen den Gesetzentwurf kritisch. Bereits im Herbst 2023 – 

vor etwa einem Jahr – haben wir einen umfassenden eigenen 

Antrag zur Geothermie eingebracht. In dem Entwurf der Bun-

desregierung fehlen wesentliche Vorschläge etwa zur Absi-

cherung des Fündigkeitsrisikos – eine wesentliche Stellschrau-

be für die Beschleunigung der Nutzung von Geothermie. 

Gesetz zur Stärkung der integrierten Stadtentwicklung. Mit 

der Novelle des Baugesetzbuchs  will die Bundesregierung die 

Schaffung von Wohnraum ausweiten und beschleunigen, Ver-

fahren vereinfachen und die Anpassung an die Auswirkungen 

des Klimawandels stärken. Dabei sollen Vorhaben aus dem 

Bündnis für bezahlbaren Wohnraum sowie des Bund-Länder-

Pakts für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbe-

schleunigung umgesetzt werden. Zudem sollen mit dem Bau-

landmobilisierungsgesetz im Jahr 2021 eingeführte Instru-

mente weiterentwickelt und entfristet bzw. verlängert wer-

den. Der Gesetzentwurf umfasst überdies Regelungen zur 

Erleichterung des Ausbaus erneuerbarer Energien, insbeson-

dere der Geothermie und der Windenergie an Land (§ 249 

BauGB-E). In Reaktion auf die Ahrtal-Flut werden die Befug-

nisse der Kommunen in Bezug auf Klimaanpassungsmaßnah-

men ausgeweitet, u.a. indem die „wassersensible Stadtent-

wicklung“ als neuer Grundsatz der Bauleitplanung in das Bau-

gesetzbuch aufgenommen wird. Aus unserer Sicht ist der seit 

mehr als anderthalb Jahren angekündigte Entwurf einer gro-

ßen BauGB-Novelle nicht ausreichend, um die Rahmenbedin-

immer noch kein wirksames Mittel gegen möglicherweise 

falsch deklarierten Biodiesel gefunden zu haben, der vorran-

gig aus China importiert wird. Zum anderen steht der Ver-

dacht im Raum, dass zahlreiche Klimaprojekte in China entwe-

der gar nicht existierten oder bei weitem nicht die angegebe-

nen CO2- Einsparungen erreichten und somit zu Unrecht auf 

die Treibhausgasminderungsquote in Deutschland angerech-

net wurden. Mit unserem Antrag erhöhen wir den Druck auf 

das Bundesumweltministerium (BMUV) und das Umweltbun-

desamt (UBA) und verlangen eine zügige Aufklärung der Ver-

dachtsfälle. Unsere Kernforderung ist, dass alle bislang zu Un-

recht angerechneten CO2-Gutschriften aberkannt und durch 

andere Erfüllungsoptionen ersetzt werden. Wir wollen mehr 

Transparenz erreichen, um das System der Nachhaltigkeitszer-

tifizierung reformieren und dadurch wieder Vertrauen in das 

wichtige Instrument zurückgewinnen. 

 2. Sonstige Tagesordnungspunkte  

Gesetz zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren von 

Geothermieanlagen, Wärmepumpen und Wärmespeichern 

sowie zur Änderung weiterer rechtlicher Rahmenbedingun-

gen für den klimaneutralen Ausbau der Wärmeversorgung. 

Ziel des Gesetzentwurfs der Bundesregierung – den wir in 

dieser Woche in 1. Lesung beraten haben – ist es, die Erschlie-

ßung des energetischen Potenzials der Geothermie sowie den 

Ausbau der klimaneutralen Wärme- und Kälteversorgung 

durch Wärmepumpen zu beschleunigen. Im Bereich der Pla-

nungs- und Genehmigungsbeschleunigung sollen laut Ampel 

Verfahrensdauern halbiert werden. Dies erfordere insgesamt 

effektive, kohärente und transparente Rahmenbedingungen, 

die die direkten Förderinstrumente ergänzen müssten. Hier-

bei nähme, so die Ampel weiter, die Vereinfachung und die 
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Gesetz zur Stärkung der Strukturen gegen sexuelle Gewalt 

an Kindern und Jugendlichen. Mit dem Gesetzentwurf – den 

wir in dieser Woche erstmals beraten – verfolgt die Bundesre-

gierung das Ziel, Kinder und Jugendliche besser vor sexueller 

Gewalt zu schützen.  So wird der Beauftragte gegen sexuellen 

Missbrauch gesetzlich verankert, ebenso der Betroffenenrat, 

der die Belange der Opfer vertritt. Vorgesehen ist zudem die 

verpflichtende Anwendung von Schutzkonzepten in der ge-

samten Kinder- und Jugendhilfe, die gesetzliche Verankerung 

einer medizinischen Kinderschutzhotline sowie die Schaffung 

eines Forschungszentrums zu sexueller Gewalt. Der Gesetz-

entwurf greift wesentliche Forderungen der CDU/CSU-

Fraktion auf, die wir bereits in unserem Positionspapier 

„Kinderschutz 4.0 – Unsere Agenda für den Schutz von Kin-

dern in der digitalen Welt“ aufgestellt haben, und geht inso-

weit in die richtige Richtung. Anpassungen, insbesondere zur 

Sicherstellung der 24-Stunden-Erreichbarkeit der medizini-

schen Kinderschutzhotline, sind jedoch notwendig.  

gungen für den dringend benötigten Wohnungsbau zu verbes-

sern. Die vereinzelten Möglichkeiten für Befreiungen von Be-

bauungsplänen oder von städtebaulichen Grundsätzen (§§ 31, 

34 BauGB) werden keinen größeren Einfluss haben. Auch die 

angedachte Regelung zum Bau von Windenergieanlagen an 

Land nimmt den Kommunen jegliche Planungshoheit und ge-

fährdet die gesellschaftliche Akzeptanz von Erneuerbaren 

Energien durch ungeregelten Ausbau. Der Entwurf dreht an 

einigen wichtigen Stellschrauben. Mit Aufstockungen und 

Innenhofverdichtungen allein wird die Wohnungsbaukrise 

aber nicht gelöst werden. Dafür braucht es ambitioniertere 

Maßnahmen. 

In 1. Lesung haben wir den Entwurf der Bundesregierung für 

ein Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus von Telekommu-

nikationsnetzen beraten. Mit dem sogenannten TK-NaBeG 

wird das Telekommunikationsgesetz (TKG) punktuell überar-

beitet und geändert. Nach Angaben der Bundesregierung soll 

so der Netzausbau beschleunigt und entbürokratisiert sowie 

eine effizientere Datennutzung gewährleistet werden. Dazu 

soll künftig u.a. der Ausbau der Mobilfunknetze im „über-

ragenden öffentliche Interesse“ liegen. Dies war über Monate 

ein zentraler Streitpunkt zwischen den Ampelparteien. Wie 

üblich konnte dieser Streit nur durch einen komplizierten und 

ineffizienten Formelkompromiss beigelegt werden, durch den 

sich bezüglich des überragenden öffentlichen Interesses gleich 

zahlreiche Einschränkungen ergeben werden. Insbesondere 

gilt das „überragende Interesse“ nur für Mobilfunk und gera-

de nicht für den Glasfaserausbau. Das ist besonders misslich, 

denn Glasfaser- und Mobilfunkausbau bedingen oftmals ei-

nander – etwa, wenn Mobilfunkmasten per Glasfaser ange-

bunden werden. So kommen wir auf dem Weg zur Digitalisie-

rung und Vernetzung nicht voran.  
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